
gesprochen sozialistischen Charakter trägt. Sie zu einer 
Zusatzstrafe zu erklären, würde bedeuten, den Cha­
rakter der Erziehung durch die sozialistische Gesell­
schaft abzuschwächen.

Die Tatsache, daß der Senat die Anordnung der 
öffentlichen Bekanntmachung nach § 7 StEG nicht als 
eine Zusatzstrafe betrachtet, soll jedoch nicht zu der 
Auffassung führen, daß die Anordnung mit Protest 
oder Berufung nicht angefochten werden kann. Die 
öffentliche Bekanntmachung, mag sie für den Rechts­
brecher erzieherisch noch so richtig und wirksam sein, 
bleibt rechtlich doch immer eine Beschwer des Ver­
urteilten, da er über die Strafe hinaus durch die Ge­
sellschaft noch öffentlich kritisiert bzw. einem bestimm­
ten Kreis der Öffentlichkeit als Straftäter bekannt­
gemacht wird. Der Angeklagte muß also überprüfen 
lassen können, ob die öffentliche Bekanntmachung des 
Urteils richtig und notwendig ist, ebenso wie der Staats­
anwalt die Möglichkeit haben muß, gegen Nichtanord­
nung einer von ihm beantragten öffentlichen Bekannt­
machung eines Urteils ein Rechtsmittel einzulegen. Da 
die Strafprozeßordnung bereits am 2. Oktober 1952 in 
Kraft getreten ist, während die öffentliche Bekannt­
machung erst mit dem Inkrafttreten des Strafrechts­
ergänzungsgesetzes, also mit dem 1. Februar 1958, 
durchführbar war, kann die Tatsache, daß § 280 StPO 
nach Ziff. 4 nur dann eine Anfechtungsmöglichkeit der 
öffentlichen Bekanntmachung bietet, wenn sie unter die 
Strafzumessung fällt, kein Hindernis sein, Berufung 
oder Protest hinsichtlich der öffentlichen Bekannt­
machung oder ihrer Nichtanwendung für zulässig zu 
erklären. Die öffentliche Bekanntmachung eines Urteils 
hängt selbstverständlich mit der Strafe eng zusammen 
und kann von* ihr nicht losgelöst werden, so daß eine 
a n a l o g e  Anwendung des § 280 Ziff. 4 StPO hinsicht­
lich der Einlegung eines Rechtsmittels bezüglich der 
öffentlichen Bekanntmachung erforderlich ist.

Die Berufung ist auch begründet. Zu Recht führt der 
Rechtmittelführer aus, daß im vorliegenden Fäll die 
Handlung des Angeklagten auf weitere Kreise keine 
Auswirkung hatte. Der Angeklagte hat vor der Straf­
kammer wie vor dem Senat erklärt, daß er zu dieser 
Handlung lediglich deshalb gekommen sei, weil er sich 
am Tattage mit seiner Ehefrau gestritten und diese 
deshalb den ehelichen Verkehr mit ihm abgelehnt 
hatte. Seine Handlung ist somit als eine einmalige, 
nicht allzu erhebliche Abwegigkeit zu betrachten. Dies 
hat die Strafkammer bei der Zumessung des Straf­
maßes von 300 DM Geldstrafe auch richtig erkannt. 
Nicht richtig kann aber unter diesen Umständen die 
öffentliche Bekanntmachung des Urteils sein. Zu Recht 
führt Knecht in dem bereits mehrfach zitierten Artikel 
an, daß jede unnötige Anprangerung des Verurteilten 
zu vermeiden ist. Die Strafkammer hat auch nicht 
festgestellt, daß etwa vielfach gleichartige Handlungen 
im 'Kreise begangen worden sind, so daß es insbeson­
dere zur Aufklärung der Bevölkerung erforderlich sein 
könnte, das Urteil zu veröffentlichen. Im übrigen ist 
auch aus den Urteilsgründen nicht ersichtlich, warum 
die Strafkammer zu der Auffassung gekommen ist, daß 
das Urteil im Betrieb des Angeklagten bei den nächsten 
Mitarbeitern bekanntgemacht werden soll. Diese Form 
der öffentlichen Bekanntmachung hätte doch dann, nur 
einen Sinn, wenn etwa der Angeklagte im Betrieb 
gleichartige Handlungen begangen hätte und es aus 
diesem Grunde erforderlich war, die mit ihm ständig 
zusammen arbeitenden Kollegen, insbesondere Frauen 
und Mädchen, auf seine Tat aufmerksam zu machen, 
um sie vor einer ähnlichen Handlung zu schützen.

Aus den dargelegten Gründen hat der Senat das 
Urteil der Strafkammer abgeändert und nicht wieder 
auf öffentliche Bekanntmachung des Urteils erkannt.

A n m e r k u n g :
Der Abänderung des kreisgerichtlichen Urteils hin­

sichtlich der öffentlichen Bekanntmachung der Bestra­
fung durch das BG Halle ist zuzustimmen. Zutreffend 
führt der Senat aus, daß die Umstände der Tat die 
öffentliche Bekanntmachung des Urteils nicht ange­
bracht erscheinen lassen.

Die vom Kreisgericht gewählte Form der öffentlichen 
Bekanntmachung läßt zwar erkennen, daß es über die 
Anwendung des § 7 StEG nicht nur formal entschieden

hat. Die Form der Bekanntmachung des Urteils durch 
den Vorsitzenden des Schöffenkollektivs im Betrieb des 
Verurteilten weist darauf hin, daß die Strafkammer 
damit die gesellschaftliche Erziehung des Verurteilten 
einzuleiten beabsichtigte; andere Beweggründe, z. B. 
Aufklärung der weiblichen Kollegen des Verurteilten, 
sind nicht ersichtlich. Insoweit geht die Kritik des 
Senats an der von der Strafkammer gewählten Form 
der öffentlichen Bekanntmachung offensichtlich fehl: 
die Absicht der Strafkammer, die gesellschaftliche Er­
ziehung einzuleiten, wird verkannt.

Die öffentliche Bekanntmachung der Bestrafung im 
Betrieb des Verurteilten mit dem Ziel der Einleitung 
der gesellschaftlichen Erziehung wäre dann sinnvoll, 
wenn durch seine Arbeitskollegen eine notwendige 
Bewüßtseinsänderung bei ihm erreicht werden soll.

Bei der Tat des Verurteilten handelt es sich aber um 
eine nicht erhebliche sexuelle Entgleisung, die mit 
Sicherheit einmalig ist und ihre Ursachen in ehelichen 
Unstimmigkeiten hat. Es erscheint in Anbetracht der 
Ursachen und Auswirkungen der vorliegenden Straftat 
zweifelhaft, ob die Wirkung des Urteils und der Haupt­
verhandlung noch durch zusätzliche Maßnahmen ver­
stärkt werden muß. Auch die von der Strafkammer 
ausgesprochene Geldstrafe erweckt solche Zweifel. Die 
Bekanntgabe der Straftat würde darüber hinaus nicht 
die Auseinandersetzung der Arbeitskollegen des Verur­
teilten mit ihm, sondern seine Diffamierung im Betrieb 
zur Folge haben.

Mit Nachdruck muß darauf hingewiesen werden, daß 
die Entscheidung über die Anwendung des § 7 StEG 
Erwägungen sowohl über Ziel und Zweck als auch über 
die entsprechende Art und Weise der öffentlichen Be­
kanntmachung umfassen muß, die genaue Kenntnis 
aller dafür maßgebenden Umstände erfordern. Dazu ge­
hören auch die Aufklärung der Ursachen des jeweiligen 
Verbrechens und die Möglichkeiten ihrer Beseitigung. 
Das hat das Kreisgericht bei seiner Entscheidung nur 
ungenügend berücksichtigt.

In der Begründung der Zulässigkeit von Berufung 
oder Protest gegen die Anordnung der öffentlichen Be­
kanntmachung einer Bestrafung oder gegen die Nicht­
anwendung des § 7 StEG kann dem BG Halle jedoch nicht 
zugestimmt werden. Die Erwägungen des Senats führen 
zu der Feststellung, daß die öffentliche Bekanntmachung 
einer Bestrafung keine Zusatzstrafe, sondern lediglich 
eine Maßnahme der gesellschaftlichen Erziehung sei.

Maßnahmen der gesellschaftlichen Erziehung können 
zwar durch das Gericht festgelegt und eingeleitet, kon­
trolliert und gefördert, nicht aber vom Gericht selbst 
vorgenommen werden, denn die gesellschaftliche Erzie­
hung besteht gerade darin, daß die Kräfte, die den 
Bürger umgeben, der gegen die juristischen oder Moral­
gesetze der sozialistischen Gesellschaft verstoßen hat, 
auf ihn einwirken und sich mit ihm auseinandersetzen. 
Ziel der Auseinandersetzung ist, ihn zu einem die 
gesellschaftlichen Interessen nicht verletzenden Ver­
halten zu erziehen. Diese Einwirkungen durch die neue 
Gesellschaft sind Ausdruck sozialistischer Beziehungen 
zwischen den Menschen und vollziehen sich im täg­
lichen Leben, im Arbeitsprozeß, im häuslichen Zusam­
menleben und in der Erfüllung aller gesellschaftlichen 
Pflichten. Aufgabe dieser Anmerkung kann nicht sein, 
das Wesen der gesellschaftlichen Erziehung umfassend 
zu behandeln.* Notwendig ist jedoch die Feststellung, 
daß die gesellschaftliche Erziehung in der Einwirkung 
von Menschen auf den Menschen in der sozialistischen 
Gesellschaft besteht und nicht mit der Tätigkeit der 
Staatsorgane identisch ist, obwohl gesellschaftliche Er­
ziehung und kulturell-erzieherische Tätigkeit der Staats­
organe eine Einheit bilden. Die Anordnung der öffent­
lichen Bekanntmachung einer Bestrafung als Ausdruck 
staatlicher Tätigkeit kann daher nicht als Maßnahme 
der gesellschaftlichen Erziehung angesehen werden.

Sie kann jedoch die gesellschaftliche Erziehung ein­
leiten, indem nach entsprechender Auswahl ihrer Form 
die den Verurteilten umgebenden gesellschaftlichen 
Kräfte auf das strafbare Verhalten des Verurteilten 
hingewiesen, mit den Umständen der Straftat vertraut 
gemacht und über die Ursachen des Verbrechens auf-

* vgl. Hugot/Krutzsch ln NJ 1958 S. 527;
Biebl/Mtlhlberger in NJ 1958 S. 730.
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